Kirchengesetz uber die kirchlichen Friedhofe
in der Ev.-Luth. Kirche in Oldenburg
vom 10. Juni 2017
(Friedhofsgesetz - FhG)

Die 48. Synode der Ev.-Luth. Kirche in Oldenburg hat folgendes Kirchengesetz beschlossen:
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Praambel

Der kirchliche Friedhof ist die Statte, auf der die Gemeinde ihre Toten zur letzten Ruhe bettet. Kirchliche
Friedhofe dienen der Religionsaustibung und sind Statten der Verklindigung. Die Kirche bekennt, dass
der Tod das Gericht Uber alles irdische Wesen ist und Jesus Christus durch seine Auferstehung den
Sieg Uber Sinde und Tod errungen hat. Sie gedenkt der Entschlafenen und befiehlt sie der Gnade
Gottes. Sie ruft die Lebenden zum Heil in Christus. Der kirchliche Friedhof ist eine Stétte der Erinnerung
und des Gedenkens an die Verstorbenen und an den eigenen Tod.

l. Allgemeines

§1

Rechtsstellung, Tragerschaftsrechte

(1) Die Kirchengemeinden und sonstigen kirchlichen Kdrperschaften in der Evangelisch-Lutherischen
Kirche in Oldenburg, nachstehend Friedhofstrager genannt, haben das Recht, Friedhdfe zu
betreiben.

(2) Die Friedhofe sind als 6ffentliche Einrichtungen in der Rechtsform von unselbstandigen offentlich-
rechtlichen Anstalten zu widmen.

(3) 1Zu den Tragerschaftsrechten gehdren die Befugnisse zur Errichtung und Verénderung von
Friedhofen. 2Veranderungen sind insbesondere die Erweiterung, vollstandige oder teilweise
Schliefung sowie die Abgabe eines Friedhofes oder Friedhofsteiles an einen anderen
Friedhofstrager und Anderungen, die den christlichen Glauben oder das Gesamtbild des
Friedhofes nachhaltig beriihren. sErrichtung und Veranderung bedtrfen zu ihrer Wirksamkeit der
Genehmigung durch den Oberkirchenrat.

(4) 1Errichtung oder Erweiterung kirchlicher Friedhdfe dirfen nur erfolgen, wenn dies aufgrund
ortlicher Gegebenheiten erforderlich ist und die finanziellen Grundlagen langfristig gesichert sind.
2Die geltenden kirchlichen und staatlichen Bestimmungen sind zu beachten.

zuriick zum Inhaltsverzeichnis

§2

Zweckbestimmung

(1) Die Friedhofe dienen der Bestattung von Personen, die zum Zeitpunkt ihres Todes

a) Gemeindeglieder im Bereich des zustandigen Friedhofstragers gewesen sind,

b) den Wohnsitz im Bereich des Friedhofstragers gehabt haben, soweit kein anderer zur
Aufnahme verpflichteter Friedhof vorhanden ist,

c) aulerhalb des Bereiches des Friedhofstragers gelebt haben, jedoch bei Fortzug aus dem
Bereich des Friedhofstragers die Voraussetzungen nach Buchstabe a) oder b) erfillt
haben,

d) ein Recht auf Bestattung in einer bestimmten Grabstatte besessen haben oder

e) durch sonstige rechtliche Regelungen den Personen nach Buchstabe a) bis d)
gleichzustellen sind.

(2) Die Bestattung anderer Personen bedarf der vorherigen Zustimmung des Friedhofstragers.

zurlick zum Inhaltsverzeichnis




§3

Ruhezeit

1Die Ruhezeit flr bestattete Personen betragt mindestens 25 Jahre. 2Besondere Bodenverhaltnisse
konnen im Einzelfall eine langere Ruhezeit erforderlich machen. 3Die Ruhezeit beginnt am Tag der
Bestattung. 4Die Ruhe der Toten ist zu gewahrleisten und gilt, solange der korperliche Zusammenhang
des Leichnams durch den Verwesungsprozess noch nicht vollig aufgehoben ist.

Ausfiihrungsbestimmung zu § 3 (fir Kinder, Tot-, Fehl- und Ungeborene)

zuriick zum Inhaltsverzeichnis

(1)

§4
SchlieBung und Entwidmung

1Friedhofstrager konnen einzelne Friedhéfe, Friedhofsteile oder Grabstatten aus wichtigem Grund
beschrankt oder vollstandig schlieBen (SchlieBung) und ganz oder teilweise entwidmen
(Entwidmung). 2Ein wichtiger Grund liegt vor, wenn unter Beriicksichtigung aller Umstande des
Einzelfalles und unter Abwagung der Interessen der Beteiligten die Aufrechterhaltung des
Friedhofsbetriebes nicht vertretbar ist. 3Die SchlieBung kann insbesondere erfolgen, wenn:

a) kein Platz fr weitere Belegungen vorhanden ist,

b) kirchliche, staatliche oder kommunale Planungen die SchlieBung vorsehen,

c) Gesundheitsbehdrden die SchlieBung veranlassen oder

d) sich der Friedhof nicht mehr kostendeckend betreiben |asst.
4Die Rechte der Nutzungsberechtigten (§ 30) und sonstigen Betroffenen sind zu wahren.

1Mit dem festgesetzten Zeitpunkt der SchlieBung dirfen Bestattungen nicht mehr vorgenommen
werden. 2Uber Ausnahmen entscheidet der Friedhofstrager.

Die Schliefung entbindet die Nutzungsberechtigten nicht von ihren Verpflichtungen, insbesondere
zur Grabpflege und Gewahrleistung der Standsicherheit des Grabmals.

1Nach einer beschrankten SchlieBung werden Nutzungsrechte nicht mehr verliechen. 2Bei
bestehenden Nutzungsrechten an mehrstelligen Grabstatten dirfen Bestattungen nur noch auf
unbelegten Grabern vorgenommen werden. 3Eine Verlangerung des Nutzungsrechtes ist lediglich
zur Anpassung an die Ruhezeit zulassig. 4Ein Rechtsanspruch auf eine Bestattung besteht nicht.
sBei einer Ablehnung der Bestattung sind den Nutzungsberechtigten bereits gezahlte Gebihren
durch den Friedhofstrager anteilig zu erstatten.

1Die Schlieung eines Friedhofes ist rechtzeitig in ortstblicher Weise und durch Aushang am
Friedhofseingang offentlich bekannt zu machen. 2Der Friedhofstrager soll die Nutzungsberech-
tigten schriftlich benachrichtigen, im Bedarfsfall kann dies durch eine offentliche Aufforderung
erfolgen.

1Ein Friedhof oder Friedhofsteil wird grundsatzlich erst nach Ablauf aller Ruhezeiten sowie einer
angemessenen Pietatsfrist entwidmet. 2Der Friedhof kann nach der Entwidmung einem anderen
Zweck zugefilhrt werden. 3Die Eigenschaft als Ruhestatte wird durch die Entwidmung aufgehoben.
4Die Entwidmung hat ab dem festgesetzten Zeitpunkt das Erléschen aller noch bestehenden
Bestattungs- und Nutzungsrechte zur Folge.

Schaubild: Schlieung von Friedhofen

zuriick zum Inhaltsverzeichnis



file://///RZ-FS-001/Kirche%20Oldenburg/Friedhof/04%20Ausführungsbestimmungen/§%203%20Ruhezeit%20(RS%2025-2018).pdf
file://///RZ-FS-001/Kirche%20Oldenburg/Friedhof/01%20Allgemeine%20Informationen/Themenbezogene%20Übersichten/FhG%20-%20Schließung%20von%20Friedhöfen.pdf

(1)

(2)

§5
Abgabe eines Friedhofes

1Der Friedhofstrager kann vorbehaltlich der Genehmigung durch den Oberkirchenrat die Abgabe
eines Friedhofes an einen anderen Friedhofstrager beschlieRen. 2Die Abgabe soll beschlossen
werden, wenn der Friedhof nicht dauerhaft kostendeckend betrieben werden kann.

Die Rechte der Nutzungsberechtigten und sonstigen Betroffenen sind zu wahren.

zuriick zum Inhaltsverzeichnis

Il. Satzungen, Friedhofsverwaltung, Friedhofshaushalt

(1)

§6

Friedhofssatzungen

1Der Friedhofstrager hat fir die Nutzung der Einrichtung eine Friedhofsbenutzungssatzung und
eine Friedhofsgebilhrensatzung zu beschlielen. 2Er kann unter Beachtung der Regelungen zum
Monopolfriedhof (§ 35 Abs. 3 [Schreibfehler: richtig muss es heilen Abs. 4]) in der Friedhofs-
benutzungssatzung Regelungen treffen, die insbesondere zur Gestaltung der Grabstatten ein-
schlieRlich der Grabmale und zum Verhalten auf dem Friedhof die Vorschriften dieses Gesetzes
erganzen.

Muster-Benutzungssatzung Checkliste und Formular ,Auszug aus der Niederschrift*

Muster-Gebiihrensatzung Hinweise zur Gebiihrensatzung und  Checkliste

Muster-Gestaltungsrichtlinien

1Die Friedhofssatzungen, deren Anderungen und Ergdnzungen sowie die Anlagen sind nach
Art. 26 Kirchenordnung auszulegen und nach Art. 27 Kirchenordnung zu genehmigen. 2Das
Nahere zur offentlichen Bekanntmachung von Satzungen regelt der Oberkirchenrat durch
Rechtsverordnung.

zuriick zum Inhaltsverzeichnis

(1)

(2)

§7

Friedhofsverwaltung

Die Verwaltung der Friedhdfe obliegt dem Friedhofstrager im Rahmen der kirchlichen und
staatlichen Bestimmungen.

Fur jeden Friedhof ist ein Verzeichnis der Bestatteten, der Graber, der Nutzungsrechte und der
Ruhezeiten zu fihren (Grabregister).

zurtick zum Inhaltsverzeichnis

(1)

(2)

§8

Gebiihren

1Fir die Inanspruchnahme der Leistungen des Friedhofes werden Gebiihren gehoben. 2Sie sind
durch schriftlichen Bescheid festzusetzen und kdnnen vor Leistungserbringung gefordert werden.

1Die Gebihrenfestsetzung ist nicht mehr zulassig, wenn die Festsetzungsfrist abgelaufen ist.
2Diese betragt vier Jahre und beginnt mit Ablauf des Kalenderjahres, in dem die Geblhr
entstanden ist.

1Festgesetzte Geblihren verjahren nach fiinf Jahren. 2Die Verjahrungsfrist beginnt mit Ablauf des
Kalenderjahres, in dem die Gebuhr fallig geworden ist.


file://///RZ-FS-001/Kirche%20Oldenburg/Friedhof/01%20Allgemeine%20Informationen/Themenbezogene%20Übersichten/Rahmen%20für%20Gestaltungsregelungen.pdf
file://///RZ-FS-001/Kirche%20Oldenburg/Friedhof/03%20Mustersatzungen/01%20Friedhofsbenutzungssatzung/Muster%20Benutzungssatzung%20(Stand%2027.11.2020).docx
file://///RZ-FS-001/Kirche%20Oldenburg/Friedhof/03%20Mustersatzungen/Checkliste%20zum%20Beschluss%20von%20Friedhofsbenutzungssatzungen.pdf
file://///RZ-FS-001/Kirche%20Oldenburg/Friedhof/03%20Mustersatzungen/04%20Auszug%20aus%20der%20Niederschrift/Auszug%20für%20Satzungsbeschlüsse.doc
file://///RZ-FS-001/Kirche%20Oldenburg/Friedhof/03%20Mustersatzungen/02%20Friedhofsgebührensatzung/Muster%20Gebührensatzung.doc
file://///RZ-FS-001/Kirche%20Oldenburg/Friedhof/03%20Mustersatzungen/02%20Friedhofsgebührensatzung/Hinweise%20zum%20Gebührentarif.pdf
file://///RZ-FS-001/Kirche%20Oldenburg/Friedhof/03%20Mustersatzungen/Checkliste%20Beschluss%20einer%20Gebührensatzung.pdf
file://///RZ-FS-001/Kirche%20Oldenburg/Friedhof/03%20Mustersatzungen/03%20Friedhofsgestaltungsrichtlinien/Gestaltungsrichtlinien%20(Stand%2018.4.2019).docx
file://///RZ-FS-001/Kirche%20Oldenburg/Friedhof/05%20Rundschreiben/Rd.-Schr.%202005-57%20%20%20Erlass%20von%20Satzungen.pdf
file://///RZ-FS-001/Kirche%20Oldenburg/Friedhof/01%20Allgemeine%20Informationen/Themenbezogene%20Übersichten/Übersicht%20Friedhofsverwaltung%20-%20Stand%202021.pdf

(4)

(9)

(6)

1Soweit das Land Niedersachsen oder ein anderes Bundesland den Weg der Vollstreckungshilfe
eroffnet, sind Antrage auf Beitreibung ruckstandiger Gebihren an die dazu bestimmten
Vollstreckungsbehérden zu richten. 2Die Verjahrung kann gehemmt oder unterbrochen werden.

1Zur Vermeidung von erheblichen Harten kann der Friedhofstrager auf Antrag Zahlungspflichtigen
Ratenzahlung oder Stundung einraumen. 2Aus wichtigem Grund kann die Gebihr vollstandig oder
teilweise niedergeschlagen oder erlassen werden.

Im Ubrigen finden die Bestimmungen der Abgabenordnung nach MaRgabe des Niederséchsischen
Kommunalabgabengesetzes entsprechend Anwendung.

Ubersicht: Aspekte des Gebiihrenwesens

zuriick zum Inhaltsverzeichnis

(1)

§9
Friedhofshaushalt

1FUr die Verwaltung der Friedhofe finden die Bestimmungen des Haushalts- und Kassenrechts der
Ev.-Luth. Kirche in Oldenburg Anwendung. 2Die Friedhofe sind bei den Friedhofstragern als
Sonderhaushalt zu filhren. 3Dies gilt insbesondere fiir nachzuweisende Riicklagen. sAllgemeine
Kirchensteuermittel oder sonstiges Vermdgen der Friedhofstrager sind nur in Form von
Selbstanleihen fir Investitionen auf den Friedhéfen in Anspruch zu nehmen.

1Die Kalkulation als Grundlage der Gebuhrensatzung soll bei veranderten Bedingungen uberprift
und angepasst werden. 2Erreichen die Gebihren infolge des Kostendeckungsprinzips eine
unvertretbare Hohe, ist bei Monopolfriedhdfen ein Antrag auf Zuschuss an die zustandige
offentliche Stelle zu richten.

1Durch Grabpflegevertrage gebundenes Vermdgen ist getrennt vom sonstigen Friedhofsvermdgen
zu verwalten. 2Es ist einzeln nachzuweisen und in der Ricklagenlbersicht des Friedhofstragers
auszuweisen. slst nach Vertragsbeendigung keine anderweitige Auflésung der verbleibenden
Gelder bestimmt, flieBen diese in den allgemeinen Friedhofshaushalt ein.

zuriick zum Inhaltsverzeichnis

lll. Ordnungsvorschriften

§10
Ordnungspflicht

1Die Friedhofstrager haben dafiir Sorge zu tragen, dass die rechtlichen Bestimmungen eingehalten
werden. 2Sie haben auf die Bestimmungen an geeigneter Stelle auf den Friedhdfen hinzuweisen.

zurtick zum Inhaltsverzeichnis

(1)

§11

Offnungszeiten

Der Aufenthalt auf den Friedhdfen ist nur wahrend der an den Friedhofseingangen bekannt
gegebenen Offnungszeiten gestattet.

(2) Abweichend von den allgemeinen Offnungszeiten kann aus besonderem Anlass das Betreten ganz

oder teilweise gestattet oder untersagt werden.

zurlick zum Inhaltsverzeichnis



file://///RZ-FS-001/Kirche%20Oldenburg/Friedhof/02%20Rechtsgrundlagen/10%20Rechtsgrundlagen%20Friedhofsgebühren.pdf
file://///RZ-FS-001/Kirche%20Oldenburg/Friedhof/08%20Besondere%20Handlungsfelder/06%20Finanzwesen/01%20Aspekte%20des%20Gebührenwesens.pdf

(1)

§12
Verhalten auf dem Friedhof

1Jede Person hat sich auf dem Friedhof so zu verhalten, wie es dessen Wirde als Ort der Trauer,
des Gedenkens an die Toten und der Besinnung entspricht. 2Aulerungen, die sich gegen den
christlichen Glauben oder die evangelische Kirche richten, sind zu unterlassen.

Kinder unter 12 Jahren dirfen in der Regel den Friedhof nur in Begleitung und unter Verantwortung
Erwachsener betreten.

1Auf dem Friedhof ist nicht gestattet,

a) Wege und Friedhofsanlagen mit Fahrzeugen aller Art einschliellich Fahrradern zu
befahren; ausgenommen hiervon sind Hilfsfahrzeuge fur Menschen mit Beeintrachtigungen
sowie die von den zugelassenen Gewerbetreibenden bendtigten Fahrzeuge,

b)  Druckschriften zu verteilen und gewerblich tatig zu werden,

c) Abraum auferhalb der dafir vorgesehenen Stellen abzulegen oder mitgebrachten Unrat
auf dem Friedhof zu entsorgen,

d) Einrichtungen und Anlagen, Graber, Grinanlagen und Wege zu verunreinigen oder zu
beschadigen,

e) an Sonn- und Feiertagen sowie in der Nahe einer Bestattung oder eines Gottesdienstes
storende Arbeiten auszuflihren,

f)  Graber mit Schlauchen zu bewassern,

g) chemische Unkraut- und Schadlingsbekampfungsmittel zu verwenden,

h)  zu larmen und zu spielen,

i)  Tiere mitzubringen mit Ausnahme von Assistenzhunden flir Menschen mit korperlichen
oder geistigen Einschrankungen,

j)  fur andere als fir private Zwecke der Nutzungsberechtigten Foto-, Film- und Fernseh-
aufnahmen des Friedhofes oder einzelner seiner Teile sowie von Bestattungsfeiern zu
fertigen oder zu verbreiten.

2Der Friedhofstrager kann im Einzelfall oder durch die Benutzungssatzung Ausnahmen oder
Erganzungen zulassen, soweit sie mit dem Zweck des Friedhofes vereinbar sind.

Besondere Veranstaltungen auf dem Friedhofsgelande, insbesondere Ansprachen, Feiern und
Musikdarbietungen, bedlrfen der vorherigen Zustimmung des Friedhofstragers.

Wer Anordnungen der Aufsichtspersonen des Friedhofstragers nicht folgt, kann vom Friedhof
verwiesen werden.

Der Friedhofstrager kann Personen, die dem Friedhofsrecht zuwiderhandeln, das Betreten des
Friedhofes untersagen.

zurtick zum Inhaltsverzeichnis

(1)

§13
Gewerbliche Arbeiten

1Auf Friedhdfen dirfen nur solche gewerblichen Tatigkeiten ausgeiibt werden, die dem Zweck der
Friedhofe dienen. 2Der Friedhofstrager kann den Rahmen einer Tatigkeit gesondert festlegen. sEr
kann sich die gartnerische Anlage einzelner Grabstatten und bestimmter Grabfelder vorbehalten
und Tatigkeiten selbst anbieten.

1Zugelassen sind in fachlicher, betrieblicher und personlicher Hinsicht zuverlassige Gewerbe-
treibende, insbesondere aus den Bereichen Garten- und Landschaftsbau, Bestattungs- und
Steinmetzwesen sowie Bildhauerei. 2Die gewerblichen Arbeiten auf dem Friedhof sind durch die
Gewerbetreibenden rechtzeitig anzumelden und auBerhalb der Offnungszeiten des Friedhofes
nicht statthaft.



1Auf dem Friedhof ist nicht gestattet, fur Grabmale und Grabbepflanzungen zu werben. 2Grabmale
darfen nicht mit Firmenanschriften versehen werden. 3Fir die Grabpflege sind Steckschilder zur
Grabkennzeichnung ohne Firmenanschrift des Gewerbetreibenden zuléssig.

Der Friedhofstrager kann im Einzelfall Ausnahmen zur Gewerbeausibung zulassen, soweit ihnen
keine Bestimmungen entgegenstehen und die Ausltbung der genannten Tatigkeiten mit dem
Friedhofszweck zu vereinbaren ist.

1Nach Beendigung der Arbeiten ist der Arbeitsplatz wieder in einen ordnungsgemafien und
verkehrssicheren Zustand zu versetzen. 2Die fur die Arbeiten erforderlichen Werkzeuge und
Materialien durfen Uber die Dauer der Ausfliihrung des jeweiligen Auftrags hinaus nicht auf dem
Friedhof gelagert werden. 3Die Gewerbetreibenden sind verpflichtet, die bei ihren Arbeiten
anfallenden Abfalle und zu entsorgende Materialien auf eigene Kosten vom Friedhof zu entfernen.

1Die Gewerbetreibenden haften fir alle Schaden, die sie oder ihre Mitarbeitenden im
Zusammenhang mit ihrer Tatigkeit auf dem Friedhof verursachen. 2Gewerbetreibenden kann die
Durchfiihrung von gewerblichen Arbeiten auf dem Friedhof durch den Friedhofstrager auf Zeit oder
auf Dauer durch schriftlichen Bescheid untersagt werden, wenn sie wiederholt oder schwerwiegend
gegen Friedhofsbestimmungen verstolen.

Ubersicht zur Gewerbeaustibung

zuriick zum Inhaltsverzeichnis

(1)

§14
Verkehrssicherungspflicht

1Die Verkehrssicherungspflicht auf dem Friedhof obliegt dem Friedhofstrager sowie den
Nutzungsberechtigten fiir die Grabstatten, fir die sie das Nutzungsrecht erworben haben. 2im
Rahmen der Verkehrssicherungspflicht sind insbesondere der verkehrssichere Zustand der Wege,
der offentlichen Verkehrsflachen, der baulichen Anlagen, die Standfestigkeit der Baume und die
Standsicherheit der Grabmale zu gewahrleisten.

1Grabmale sind unbeschadet der Verkehrssicherungspflicht der Nutzungsberechtigten durch den
Friedhofstrager mindestens einmal jahrlich nach der Frostperiode einer Uberpriifung auf ihre
Standsicherheit zu unterziehen. 2Der verkehrssichere Zustand der Baume ist einmal jahrlich zu
kontrollieren. sDas Ergebnis der Uberprifung ist schriftlich festzuhalten.

1Bei festgestellten Mangeln auf Grabstatten sind die Nutzungsberechtigten schriftlich aufzufordern,
diese innerhalb einer angemessenen Frist zu beseitigen. 2Der Friedhofstrager hat die Beseitigung
der Mangel zu Uberprifen. 3Sind die Nutzungsberechtigten der Aufforderung zur Beseitigung der
festgestellten Mangel innerhalb der gesetzten Frist nicht nachgekommen oder bei einer
gegenwartigen Gefahr, kann der Friedhofstrager die Ersatzvornahme einleiten. 4Eine gegenwartige
Gefahr liegt vor, wenn die Einwirkung des schadigenden Ereignisses bereits begonnen hat oder
wenn diese Einwirkung unmittelbar oder in allernachster Zeit mit einer an Sicherheit grenzenden
Wabhrscheinlichkeit bevorsteht.

Ausflhrungsbestimmungen zu § 14 (Standsicherheitspriifung von Grabmalen)

zuriick zum Inhaltsverzeichnis

(1)

§15
Haftung

1Nutzungsberechtigte haften fir alle Schéden, die durch eine schuldhafte Verletzung der aus
diesem Gesetz erwachsenden Pflichten verursacht werden. 2Eine weitergehende Haftung aus
anderen Vorschriften bleibt unberiihrt.


file://///RZ-FS-001/Kirche%20Oldenburg/Friedhof/01%20Allgemeine%20Informationen/Themenbezogene%20Übersichten/FhG%20-%20Gewerbeausübung.pdf
file://///RZ-FS-001/Kirche%20Oldenburg/Friedhof/01%20Allgemeine%20Informationen/Themenbezogene%20Übersichten/FhG%20-%20Gewerbeausübung.pdf
file://///RZ-FS-001/Kirche%20Oldenburg/Friedhof/04%20Ausführungsbestimmungen/§%2014%20Standsicherheit%20von%20Grabmalen%20(RS%201-2021).pdf

(2) Der Friednofstrager haftet nicht fir Personen-, Sach- und Vermdgensschaden, die durch hohere
Gewalt, Verschulden Dritter oder Tiere sowie durch nicht rechtmalige Benutzung des Friedhofes
verursacht werden.

zuriick zum Inhaltsverzeichnis

IV. Bestattungen

§16
Bestattungsarten

1Die Bestattung kann als Begrabnis im Sarg (Erdbestattung) oder als Eindscherung mit anschliefender
Aufnahme der Asche in einer Urne und Beisetzung dieser Urne (Feuerbestattung) durchgefiihrt werden.
2Mit Erlaubnis des Friedhofstragers konnen Ausnahmen nach dem niedersachsischen Recht
zugelassen werden.

zuriick zum Inhaltsverzeichnis

§17
Anmeldung der Bestattung

(1) 1Bestattungen sind unter Vorlage der gesetzlich vorgeschriebenen Unterlagen rechtzeitig bei dem
Friedhofstrager anzumelden. 2Wird die Bestattung in einer vorzeitig erworbenen Grabstatte
beantragt, ist das Nutzungsrecht an dieser nachzuweisen. 3Der Friedhofstrager setzt den Zeitpunkt
der Bestattung und das zu belegende Grab fest.

(2) Mit der Anmeldung ist eine schrifiche Bestatigung zur Ubernahme der Bestattungskosten
abzugeben.

zuriick zum Inhaltsverzeichnis

§18
Durchfiihrung der Bestattung

(1) 1FUr Bestattungen, die nicht von Ordinierten der Ev.—Luth. Kirche in Oldenburg durchgefihrt
werden, ist bei der Anmeldung mitzuteilen, wie die Gestaltung geplant ist und wer gestaltend
mitwirken soll. 2Den Ordinierten nach Satz 1 sind Personen gleichgestellt, die nach den
Regelungen der Ev.-Luth. Kirche in Oldenburg ebenfalls zur Durchfiihrung der Amtshandlung
berechtigt sind.

(2) 1lst zu befirchten, dass die Gestaltung der Bestattung sich gegen den christlichen Glauben oder
die evangelische Kirche richtet, der Wiirde des Ortes widerspricht oder mit politischen Aufrufen
erfolgt, kann die Durchfiihrung in der angemeldeten Form ganz oder teilweise untersagt werden.
2In entsprechender Weise kdnnen auch Vortragende von der Leitung und gestaltenden Mitwirkung
der Bestattung ausgeschlossen werden.

(3) 1Soweit bei der Bestattung Gegenstande oder Aussagen verwendet werden sollen, die gegen die
in Absatz 2 genannten Punkte verstolen, ist der Friedhofstrager unbeschadet § 12 berechtigt, dies
zu untersagen. 2Entsprechendes gilt auch fiir die Ablage von Gegenstanden auf der Grabstatte
anlasslich der Bestattung.

(4) Bestattungen ohne Trauergemeinde dirfen nur in Anwesenheit einer Vertretung des
Friedhofstragers vorgenommen werden. Zur Ubersicht ,Anonyme Bestattungen/Grabanlagen*

zurlick zum Inhaltsverzeichnis
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§19
Beschaffenheit von Urnen und Sargen

1Urnen, Uberurnen und Sarge sowie Sargausstattungen, Sargabdichtungsmaterialien, Totenkleidung
und sonstige zur Durchfiihrung der Bestattung vorgesehene Artikel dirfen nur aus Materialien
bestehen, die innerhalb der Ruhefrist vergehen und nur geringstmdgliche Emissionen erwarten lassen.
2Leichen sowie die in Satz 1 genannten Gegenstande und Materialien dirfen nur mit Stoffen behandelt
oder versehen werden, die die Verwesung nicht verzogern und die nur geringstmaogliche Emissionen
erwarten lassen. sHalogenorganische und schwermetallhaltige Stoffe sowie ganz oder teilweise aus
Kautschuk (Gummi) oder chlororganischen Polymeren (PVC) bestehende Materialien dlrfen nicht
eingesetzt werden. sSatz 1 gilt nicht, wenn Verstorbene in einem Metallsarg zum Bestattungsort
uberfuhrt werden mussen, und fur Urnen, die nicht zur Einbringung in das Erdreich vorgesehen sind.

Siehe dazu auch die Regelung im Nds. BestattG (§ 13 Abs. 7)

zuriick zum Inhaltsverzeichnis

§20
Um- und Ausbettung

(1) 1Umbettungen sind zur Wahrung der Totenruhe grundsatzlich unzulassig. 2Der Friedhofstrager
kann auf schriftlichen Antrag Ausnahmen zulassen, wenn ein wichtiger Grund vorliegt. 3Vor Ablauf
der bestehenden Ruhezeiten ist neben der Erlaubnis des Friedhofstragers die Genehmigung der
nach staatlichem Recht zustandigen Behdrde beizubringen.

(2) 1Antragsberechtigt sind Nutzungsberechtigte sowie Ehegatten, Lebenspartner, Kinder und Eltern
(nachste Angehdrige). 2Das Einverstandnis von allen nachsten Angehérigen ist durch schriftliche
Erklarung nachzuweisen. 3Anzuhdren sind Nutzungsberechtigte, die nicht néchste Angehorige
sind, es sei denn ihre Anschriften sind nicht in angemessener Frist zu ermitteln. 4Der
Friedhofstrager kann seine Entscheidung vom Vorliegen des Einverstandnisses weiterer Personen
abhangig machen.

(3) Mit vorheriger Zustimmung des Friedhofstragers dirfen Grabmale und ihr Zubehdr umgesetzt
werden.

(4) Bei einer Umbettung muss die Dauer des Nutzungsrechts an der neuen Grabstatte mindestens der
noch nicht zurtickgelegten Ruhezeit entsprechen und nachgewiesen werden.

(5) Soweit kein zwingendes oOffentliches Interesse vorliegt, sind Umbettungen aus einem Reihengrab
in ein anderes Reihengrab desselben Friedhofes unzulassig.

(6) 1lst aus zwingenden Grinden des oOffentlichen Interesses die Aufhebung von bestehenden
Nutzungs- und Bestattungsrechten vor Ablauf der Ruhezeiten erforderlich, so kann der Friedhofs-
trager Umbettungen in gleichartige Grabstatten fir die verbleibende Dauer des Nutzungsrechts
anordnen. 2Die Nutzungsrechte werden auf die Ersatzgrabstatten tbertragen. sDen Nutzungs-
berechtigten entstehen keine Kosten. 4Die Nutzungsberechtigten und nachsten Angehorigen sind
vorher zu horen, es sei denn, dass die Anschriften nicht rechtzeitig ermittelt werden kdnnen.

(7) Ausbettungen zu anderen als zu Umbettungszwecken bediirfen der Anordnung der zusténdigen
staatlichen Stelle.

(8) 1Die Erdarbeiten und das Heben des Sarges oder der Urne werden vom Friedhofstrager oder
dessen Beauftragten ausgefiihrt. 2Lasst sich der Sarg nicht heben, so sind die sterblichen
Uberreste durch ein Bestattungsunternehmen in einen neuen Sarg umzubetten.
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(9) 1Die Kosten von Um- und Ausbettungen tragt die veranlassende Person. 2Sie hat sich schriftlich zu
verpflichten, neben diesen Kosten alle zusatzlich anfallenden Kosten zu (bernehmen, die im
Zusammenhang damit stehen, insbesondere bei Beschadigung gartnerischer oder baulicher
Anlagen an Nachbargrabstatten sowie an den Friedhofsanlagen.

Ausflihrungsbestimmungen zu § 20 (Umbettungen)

zuriick zum Inhaltsverzeichnis

V. Grabstatten

§21
Grabstattenarten

(1) 1Der Friedhof kann in Felder oder Abteilungen insbesondere fir die nachstehenden
Grabstattenarten gegliedert werden:
a) Reihengrabstatten,
b) Wahlgrabstatten,
c) Grabstatten im Rasenfeld,
d) Gemeinschaftsgrabanlagen,
e) Baumgrabstatten.
2Dariber hinaus kdnnen Bestattungen auch in Grabgeb&uden erfolgen.

Schaubild zu den Grabarten

(2) Die Neuanlage von Feldern oder Abteilungen sowie die Errichtung von Grabgeb&duden bedirfen als
Veranderung des Friedhofes der Genehmigung durch den Oberkirchenrat.

(3) Eine Grabstatte kann aus mehreren nebeneinander liegenden Grabern bestehen.

(4) Fur verstorbene Kinder bis zum vollendeten flinften Lebensjahre sowie fiir Tot- und Fehlgeborene
kénnen gesonderte Felder oder Abteilungen mit Wahlgrabstatten ausgewiesen werden.

zuriick zum Inhaltsverzeichnis

§22
Reihengrabstatten

Reihengrabstatten werden im Todesfall fiir Erd- oder Feuerbestattungen der Reihe nach einzeln fir die
Dauer der Ruhezeit vergeben.

zuriick zum Inhaltsverzeichnis

§23
Wahlgrabstatten

(1) Wahigrabstatten sind Grabstatten flir Erd- oder Feuerbestattungen, an denen auf Antrag ein
Nutzungsrecht fur eine vom Friedhofstrager festzusetzende Nutzungszeit vergeben wird.

(2) In Wahlgrabstatten werden die von Nutzungsberechtigten bestimmten Personen bestattet.
(3) Im Grab einer Wahlgrabstatte fir Urnenbeisetzungen diirfen bis zu zwei Urnen beigesetzt werden.

(4) Im Grab einer Wahlgrabstatte fir Erdbestattungen durfen bis zu zwei Urnen beigesetzt werden,
wenn es noch nicht belegt ist. In einem bereits mit einem Sarg belegten Grab ist es zulassig, eine
Urne beizusetzen, wenn die beizusetzende Person ein nachster Angehoriger der bereits
bestatteten Person ist.
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(5) Der Friedhofstrager kann durch die Benutzungssatzung oder aus wichtigem Grund im Einzelfall
Ausnahmen von den Vorschriften der Abs. 3 und 4 zulassen.

Ausflihrungsbestimmungen zu § 23 (Anzahl der Urnen auf einem Sarg)
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§24
Grabstatten im Rasenfeld

(1) Grabstatten im Rasenfeld sind pflegefreie Reihen- oder Wahlgrabstatten flr Erd- oder
Feuerbestattungen, deren Bepflanzung grundsatzlich nicht gestattet ist.

(2) 1Angaben Uber die Bestatteten werden auf erdblndig mit der Rasenflache verlegten Liegesteinen
in angemessener GroRe angebracht. 2In der Benutzungssatzung kdnnen Vorgaben zur
einheitlichen Auswahl und Gestaltung der Liegesteine getroffen werden.

(3) Der Friedhofstrager kann in den Vorgaben nach Abs. 2 stehende Grabmale (z. B. Stelen) mit
einem kleinen Pflanzstreifen in angemessener GrolRe zulassen.

zuriick zum Inhaltsverzeichnis

§25
Gemeinschaftsgrabanlagen

(1) Gemeinschaftsgrabanlagen sind Anlagen mit Reihen- oder Wahlgrabstatten flir Erd- oder
Feuerbestattungen, deren Bepflanzung nur durch den Friedhofstrager gestattet ist. Die Lage der
einzelnen Sarge und Urnen wird nicht kenntlich gemacht.

(2) Der Friedhofstrager stellt eine Gedenktafel auf, die mindestens die Namen der bestatteten
Personen enthalten muss. Die Gestaltung obliegt ausschlieRlich dem Friedhofstrager. Individuelle
Gedenkzeichen sind nicht gestattet.

Ausfilhrungsbestimmungen zu § 25 (gartnergepflegte Gemeinschaftsgrabanlagen)
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§ 26
Baumgrabstatten

(1) 1Baumgrabstatten sind Reihen- oder Wahlgrabstatten flir Beisetzungen in biologisch abbaubaren
Urnen im Bereich eines vorhandenen oder neu zu pflanzenden Baumes. 2Soweit auf einem
vorhandenen Friedhof Baumgrabstatten eingerichtet werden, soll dies als Gemeinschaftsgrab-
anlage erfolgen. 3Die Lage der einzelnen Urnen wird nicht kenntlich gemacht. sAn den Baumen
sind Gedenktafeln mit mindestens den Namen der bestatteten Personen anzubringen. sDer
Friedhofstrager kann durch die Benutzungssatzung abweichende Festlegungen treffen.

(2) Wenn in einer Anlage flir Baumgrabstatten eine ausreichende Anzahl an Baumen zur Verfugung
steht, kann der Friedhofstrager die Bereitstellung von Grabstatten fir Familien oder entsprechende
Gemeinschaften erméglichen.

(3) 1Die Gestaltung und Pflege der Gesamtanlage erfolgt ausschlieRlich durch den Friedhofstrager.
2Dies gilt insbesondere auch flir Eingriffe in Geholzbestand und Bodenwuchs der betreffenden
Baume sowie umliegender Flachen. 3Bei Abgangigkeit des Baumes hat der Friedhofstrager eine
Ersatzpflanzung vorzunehmen, soweit dies méglich ist.

Ausflhrungsbestimmungen zu § 26 (Einrichtung von Baumgrabstatten)

zuriick zum Inhaltsverzeichnis
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(5)
(6)

§27
Grabgebaude

1Grabgebaude im Sinne dieser Vorschrift sind Grabkeller, Mausoleen oder vergleichbare bauliche
Anlagen sowie Kolumbarien. 2Der Friedhofstrager kann die Offnung der Grabgeb&ude regeln.

In Grabkellern, Mausoleen oder vergleichbaren baulichen Anlagen kdnnen Sarge und Urnen nach
den Vorschriften tber Wahlgrabstatten bestattet werden.

1Kolumbarien sind Gemeinschaftsgrabanlagen in einem festen Bauwerk mit Reihen- und
Wahigrabstatten in verschliebaren Urnennischen. 2Der Friedhofstrager kann die Urnennischen mit
Gedenktafeln mit den Daten der jeweils Beigesetzten versehen oder eine Gedenktafel fur alle
Beigesetzten im Kolumbarium an zentraler Stelle anbringen. sDaneben dirfen keine weiteren
Gedenkzeichen angebracht werden.

1In Kolumbarien mit Reihengrabstatten kann in jeder Urnennische jeweils nur eine Urne beigesetzt
werden; in Kolumbarien mit Wahlgrabstatten konnen bis zu zwei Urnen beigesetzt werden. 2Nach
Ablauf der Nutzungszeit werden die Urnen durch den Friedhofstrager aus den Urnennischen
entnommen und an einen vom Friedhofstrager festgelegten Ort auf dem Friedhof verbracht.

Die Anlage und Unterhaltung der Kolumbarien erfolgt durch den Friedhofstrager.

Grabgebaude mit Ausnahme von Kolumbarien dlrfen nicht neu errichtet werden.
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(1)

(6)

§28
Gemeinsame Bestimmungen

1Die Herrichtung von Friedhofsteilen als anonyme Anlage ist unzuldssig. 2Eine anonyme Anlage
liegt vor, wenn fur Abteilungen, Felder oder Grabgeb&dude keine Namensnennung von bestatteten
Personen auf einem Grabmal, einem Grabgebaude oder einer gemeinschaftlichen Gedenktafel
vorgesehen ist. 3Dies gilt nicht fur Felder oder Abteilungen fur Tot- und Fehlgeborene.

Graber durfen nur von denjenigen Personen oder Gewerbetreibenden ausgehoben und gefillt
werden, die daflr vom Friedhofstrager bestimmt oder zugelassen sind.

1Die GrabgréRen werden durch den Friedhofstrager nach ortlichen Gegebenheiten festgelegt. 2Die
Abmessungen auf bestehenden Feldern oder Abteilungen werden hiervon nicht bertihrt, soweit sie
zum Zeitpunkt ihrer Festlegung dem geltenden Recht entsprachen.

1Die Graber fUr Erdbestattungen sollen voneinander durch mindestens 0,30 m starke Erdwande
getrennt sein. 2Die Tiefe der einzelnen Graber betragt von der Erdoberflache (ohne Grabhiigel) bis
zur Oberkante des Sarges mindestens 0,90 m, bis zur Oberkante der Urne mindestens 0,60 m.

1Bei Gemeinschaftsgrabanlagen, Grabstatten im Rasenfeld und Baumgrabstatten kann der
Friedhofstrager eine besondere Stelle ausweisen, an der Grabschmuck abgelegt werden darf. 2Der
Friedhofstrager ist berechtigt, den dort abgelegten Grabschmuck in regelmaRigen Abstanden
abzurdumen und zu entsorgen. 3Grabschmuck, der auBerhalb der bezeichneten Stelle abgelegt
wird, kann unmittelbar abgeraumt und entsorgt werden.

Grabschmuck in Sinne des Absatzes 5 sind insbesondere Pflanzen, Pflanzschalen, Gestecke,
Erinnerungsgegenstande und alle Arten von Gedenkzeichen.

zurlick zum Inhaltsverzeichnis
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§29
Graber der Opfer von Krieg und Gewaltherrschaft

Der rechtliche Status der Graber der Opfer von Krieg und Gewaltherrschaft sowie die Verpflichtung zu
ihrer Erhaltung und Pflege nach staatlichen Bestimmungen bleiben unbertihrt.

zuriick zum Inhaltsverzeichnis

VI. Nutzungsrechte an Grabstatten

§30
Vergabe

1Nutzungsrechte an Grabstatten sind offentlich-rechtlicher Natur und werden auf schriftlichen
Antrag zeitlich begrenzt verliehen. 2lhre Laufzeit beginnt mit dem Tag der Vergabe, spatestens mit
dem Tag der erstmaligen Bestattung in einer Grabstatte. sDer Friedhofstrager bleibt Eigentlimer
der Grabstatte. 4Es besteht kein Anspruch auf Uberlassung des Nutzungsrechtes an einer
bestimmten Grabstatte oder auf Unveranderlichkeit der Umgebung. sDas Nutzungsrecht umfasst
das Recht, (ber die Art der Gestaltung und Pflege der Grabstatten im Rahmen der
Gestaltungsvorschriften zu entscheiden.

1Nutzungsrechte sind nach den Regelungen der Benutzungssatzungen, mindestens fiir die Dauer
der Ruhezeit der zuletzt bestatteten Person, zu vergeben. 2Das Nutzungsrecht an einer
Reihengrabstatte erlischt mit Ablauf der festgesetzten Ruhezeit. 3Bei Wahlgrabstatten ist eine
mehrmalige Verlangerung der Nutzungszeit moglich.

1Die Vergabe, Verlangerung oder Erweiterung eines Nutzungsrechtes begriindet die Verpflichtung
zur Zahlung der falligen Gebiihren sowie zur Anlage und dauernden Unterhaltung und Pflege der
Grabstatte. 2Der Friedhofstrager kann seine Entscheidung davon abhangig machen, dass
Antragsteller gegen sie bestehende Anspriiche aus dem Friedhofsbetrieb vorab begleichen.

Die Nutzungsrechte werden ohne Prifung der familidren und erbrechtlichen Verhaltnisse an
diejenigen Personen vergeben, die die Bestattung anmelden oder in deren Vollmacht sie
angemeldet wird.

1Uber die Vergabe eines Nutzungsrechtes an einer Grabstétte wird ein Grabschein als schriftliche
Bestatigung erteilt. 2In ihm werden die genaue Lage der Grabstatte und die Dauer der
Nutzungszeit angegeben. 3An Stelle des Grabscheines ist als Nachweis des Nutzungsrechtes auch
die Quittung Uber die Bezahlung der Gebiihr flir das Nutzungsrecht giltig.

Ausfuhrungsbestimmungen zu § 30 (Nachweis zur Vergabe eines Nutzungsrechtes)

zurtick zum Inhaltsverzeichnis

(1)

(2)

R EL
Ubertragung

1Das Nutzungsrecht ist grundsatzlich auf andere Personen (ibertragbar. 2Die Ubertragyng ist dem
Friedhofstrager anzuzeigen. sAus wichtigem Grund kann der Friedhofstrager der Ubertragung
widersprechen.

1FUr den Fall ihres Ablebens sollen die Nutzungsberechtigten eine Nachfolgeregelung treffen. 2Die
Bestimmten sollen, wenn sie mit der Nachfolge einverstanden sind, diese Erklarung schriftlich
abgeben. sAlle Angehdrigen sind an diese Entscheidung gebunden. 4Die Nachfolger haben das
Nutzungsrecht unverziiglich nach dem Rechtsiibergang auf sich umschreiben zu lassen. sAbsatz 1
Satz 2 und 3 gelten entsprechend.
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(3)

(8)

Wird bis zum Ableben von Nutzungsberechtigten keine Regelung nach Absatz 2 getroffen, geht
das Nutzungsrecht in nachstehender Reihenfolge auf die Angehorigen der verstorbenen Person
uber, soweit diese die Ubernahme schriftlich erklaren:

uberlebende Ehegatten oder Lebenspartner,

Kinder,

Enkelkinder,

Eltern,

uberlebende Partner einer ehedhnlichen Gemeinschaft,

Stiefkinder,

Urenkelkinder,

Geschwister,

Stiefgeschwister,

sowie die nicht unter a) bis i) fallenden Erben.
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1Sind in einer vorrangig berechtigten Gruppe mehrere Personen zur Ubernahme berechtigt und
bereit, sollen die Berechtigten einen gemeinsamen Vertreter bestellen, der das Nutzungsrecht
ubernimmt. 2Kommt eine Einigung nicht zustande, kann der Friedhofstrager nach pflichtgemalem
Ermessen einer Person aus diesem Kreis das Nutzungsrecht Ubertragen, wenn hinsichtlich der
Grabstatte dringlicher Handlungsbedarf besteht.

Ist keine nutzungsberechtigte Person zu ermitteln oder nimmt keine der bekannten Personen aus
dem Kreis der Berechtigten das Nutzungsrecht an, ist der Friedhofstrager befugt, andere Berech-
tigte zur Ubernahme des Nutzungsrechtes innerhalb von drei Monaten &ffentlich aufzufordern.

1Bleibt die offentliche Aufforderung erfolglos, kann das Nutzungsrecht mit Zustimmung des
Friedhofstragers auch von einer anderen Person (ibernommen werden. 2Eine Einigung der Erben
zur Ubertragung des Nutzungsrechtes auf eine andere Person ist mit Zustimmung des
Friedhofstragers ebenfalls mdglich.

1Wenn die Ubertragung des Nutzungsrechtes nach Absatz 6 nicht mdglich ist oder wenn der
Friedhofstrager seine Zustimmung nicht erteilt, fallt das Nutzungsrecht an den Friedhofstrager
zurick. 2Der Friedhofstrager ist verpflichtet, alle Moglichkeiten zu nutzen, um die daraus
entstehenden Kosten aus der Erbmasse erstattet zu bekommen. 3Zu den Kosten gehoren
insbesondere die Gebuhren flir ein Abraumen, die Begriinung und die Pflege der Grabstatte
wahrend der urspriinglich vereinbarten Nutzungsdauer.

iNutzungsberechtigte haben dem Friedhofstrager eine Anderung ihrer Anschrift mitzuteilen.
2Hierauf ist bei der Vergabe des Nutzungsrechtes durch den Friedhofstrager schriftlich
hinzuweisen.
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(1)

§32
Verlangerung

Die Bestattung in einer Wahlgrabstatte, an der bereits ein Nutzungsrecht besteht, setzt die
Verlangerung des Nutzungsrechts auf die zur Einhaltung der Ruhezeit erforderlichen Dauer
voraus.

Ohne Nachbestattung kann das Nutzungsrecht an Wahlgrabstatten auf Antrag von Nutzungs-
berechtigten fur den vom Friedhofstrager festzusetzenden Zeitraum verlangert werden.

1Der Antrag soll vor Ablauf des Nutzungsrechts, jedoch friihestens ein Jahr vorher gestellt werden.
2Wird der Antrag nach Ablauf des Nutzungsrechts gestellt, soll ihm nur entsprochen werden, wenn
die Verlangerungsgeblhr mit Wirkung vom Tage des Ablaufs gezahlt wird. 3Der Friedhofstrager ist
nicht verpflichtet, zur rechtzeitigen Stellung des Verlangerungsantrages aufzufordern.



Besteht eine Grabstatte aus mehreren Grabern, so ist die Verlangerung fir die gesamte Grabstatte
vorzunehmen. Der Friedhofstrager kann aus wichtigem Grund im Einzelfall abweichende
Regelungen treffen.

Der Friedhofstrager kann nach Ablauf der Ruhezeit der zuletzt bestatteten Person eine
Verlangerung versagen, wenn es im Interesse des Friedhofes liegt.

1Eine Verlangerung kann mit Auflagen und Bedingungen versehen werden. 2Insbesondere gilt dies
fir MaBnahmen zur Sicherstellung der Grabpflege, zur Anpassung an geéanderte
Gestaltungsvorschriften und zur vorbeugenden Gefahrenabwehr.

1Auf Antrag von Nutzungsberechtigten kann flr Grabgebaude im Sinne des § 27 Abs. 2 eine
Verlangerung auf einzelne Graber beschrankt werden. 2In diesem Fall ist eine Bestattung uber die
Zahl der verlangerten Graber hinaus nicht zuldssig. 3Die Beschrankung der
Nutzungsrechtsverlangerung auf einzelne Graber berlhrt nicht die Verpflichtung zum Riickbau des
Grabgebaudes nach Ablauf aller Nutzungsrechte.
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§33
Erléschen, Riickgabe und Entziehung

Das Nutzungsrecht erlischt,
a) wenn die Zeit abgelaufen ist, fur die es verliehen worden ist,
b) wenn die Grabstatte durch Um- oder Ausbettung frei wird,
c) wenn die Ruhezeit abgelaufen ist, nachdem der Friedhof oder ein Friedhofsteil, auf dem
die Grabstétte liegt, geschlossen worden ist,
d) bei Verzicht oder Teilverzicht auf das Nutzungsrecht,
e) bei Entziehung des Nutzungsrechtes.

1Ein Verzicht auf das Nutzungsrecht kann erst nach Ablauf der Ruhezeit der zuletzt bestatteten
Person erfolgen. 2Vor Ablauf der Ruhezeit ist dies nur in besonderen Ausnahmeféllen zulassig.
3Der Verzicht bedarf der vorherigen Zustimmung des Friedhofstragers und enthebt nicht von der
Verpflichtung zur Zahlung aller Geblhren fir die gesamte Grabstatte mit der urspringlich
vereinbarten Nutzungsdauer. sMit Nutzungsberechtigten kann eine Vereinbarung getroffen werden,
alle noch anfallenden Friedhofsunterhaltungsgeblhren in einer Summe im Voraus abzugelten.

1Der Friedhofstrager kann Nutzungsberechtigten das Nutzungsrecht aus wichtigem Grund
entziehen. 2Bei dem Entzug eines Nutzungsrechtes besteht ein Anspruch auf die Erstattung bereits
gezahlter oder den Erlass bereits festgesetzter Geblhren nur, wenn die nutzungsberechtigte
Person den wichtigen Grund nicht zu vertreten hat.

1Wenn das Nutzungsrecht erloschen und die Ruhezeit abgelaufen ist, kann der Friedhofstrager
uber die Grabstatte anderweitig verfligen. 2Grabstétten sind mit Erldschen des Nutzungsrechtes
durch die Nutzungsberechtigten abzurdumen. 3Wenn Nutzungsberechtigte dieser Verpflichtung
nicht nachgekommen sind, hat der Friedhofstrager sie dazu mit angemessener Fristsetzung
schriftlich aufzufordern. 4Bleibt die Aufforderung erfolglos, kann der Friedhofstrager die
Ersatzvornahme einleiten.

1Nach einem Verzicht auf das Nutzungsrecht oder seine Entziehung begriint der Friedhofstrager
die Gréber. 2Die Gebihr hierflr und flr die Grabpflege wahrend der urspriinglich vereinbarten
Nutzungsdauer missen die bisherigen Nutzungsberechtigten tragen, es sei denn, dass sie den
wichtigen Grund der Entziehung nicht zu vertreten haben. 3Die Gebihr ist in einer Summe im
Voraus fallig.

Ausflihrungsbestimmungen zu § 33 (Riickgabe von Nutzungsrechten)

Ausfihrungsbestimmungen zu § 33 (Abraumung von Grabstatten)
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zurliick zum Inhaltsverzeichnis

§34
Bestattungen nach friiherem Recht

1FUr alle Grabstatten, die durch das Gesetz Uber die Beschrankung alter Rechte an Grabstellen vom
5. Dezember 1967 in der Ausubung ihres Rechtes beschrankt worden sind, ist das Nutzungsrecht
spatestens mit Ablauf des 26. Februar 2008 an den Friedhofstrager zurtickgefallen. 2Dieses gilt nicht fr
Grabstatten, an denen ein befristetes Nutzungsrecht zur Verldngerung der Nutzungsdauer der
Grabstatte erworben wurde und fiir Sondergrabstellen, die auf unbestimmte Zeit bestehen (§ 1 Abs. 2
des Gesetzes vom 26. Mai 1971 zur Erganzung des Gesetzes Uber die Beschrankung alter Rechte an
Grabstellen vom 5. Dezember 1967).

zuriick zum Inhaltsverzeichnis

VII. Gestaltung der Grabstatten

§35
Leitbild, Gestaltungsvorschriften

(1) 1Leitbild fir die Gestaltung der Grabstatten ist der griine, blihende Friedhof. 2Jede Grabstatte ist so
zu gestalten, zu unterhalten und an die Umgebung anzupassen, dass der Friedhofszweck und die
Wiirde des Friedhofes in seinen einzelnen Teilen sowie in seiner Gesamtanlage gewahrt und die
Friedhofsbesucher in ihrer Andacht nicht gestort werden. 3Die Gestaltung der Grabstatten darf sich
nicht gegen den christlichen Glauben oder die evangelische Kirche richten. 4Das einzelne Grab soll
sich in das Gesamtbild einfligen.

(2) 1Die Herrichtung, Unterhaltung und Veranderung der géartnerischen Anlagen auflerhalb der
Grabstatten obliegt ausschlieBlich dem Friedhofstrager. 2Den Nutzungsberechtigten ist nicht
gestattet, gartnerische Anlagen aulerhalb ihrer Grabstatten zu verandern oder zu beseitigen,
insbesondere dlrfen von der Bepflanzung der Grabstatte keine Beeintrachtigungen flr
angrenzende Flachen ausgehen.

(3) 1Zur Umsetzung des Leithildes eines blihenden Friedhofes sind Grababdeckungen aus
durchgehenden, wasser- und sauerstoffundurchlassigen Materialien sowie das Belegen der
Grabstatte mit Kies, Splitt oder ahnlichen Stoffen anstelle einer Bepflanzung unzulassig. 2Die
Friedhofstrager konnen durch Benutzungssatzung fir Abteilungen oder Felder Ausnahmen
zulassen. 3Der Gesamteindruck des Friedhofes soll jedoch durch das Leitbild gepragt sein.

(4) 1Friedhofe eines Friedhoftragers, dessen Kommune keinen eigenen Friedhof unterhalt, gelten fur
diesen Bereich als Monopolfriedhofe. 2Bei Monopolfriedhofen ist sicherzustellen, dass in
ausreichendem Umfang auf mindestens einem Friedhof fiir mindestens eine Abteilung oder ein
Feld allgemeine Gestaltungsvorschriften gelten, die die gestalterische Bindung der
Nutzungsberechtigten auf ein Minimum begrenzen. 3In diesen Abteilungen oder auf diesen Feldern
sind auch die in Absatz 3 beschriebenen Grababdeckungen zuldssig, soweit der Ablauf der
naturlichen Verwesung nicht beeintrachtigt wird.

Ubersicht zum rechtlichen Rahmen der Gestaltungsvorschriften

zurlick zum Inhaltsverzeichnis

§36
Gestaltung und Pflege der Grabstatten

(1) Die gértnerische Gestaltung und Pflege innerhalb der zur Bepflanzung freigegebenen Beetflachen
obliegt den Nutzungsberechtigten.
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(2) Reihengrabstatten mussen innerhalb von sechs Monaten nach der Bestattung, Wahlgrabstatten
innerhalb von sechs Monaten nach dem Erwerb des Nutzungsrechtes hergerichtet sein.

(3) 1Beim Bepflanzen darf die GroRe der Grabstatte nicht Uberschritten werden. 2Baume dirfen nur mit
vorheriger Zustimmung des Friedhofstragers gepflanzt werden. 3Die Grabstatten sind nur mit
Gewachsen zu bepflanzen, durch die benachbarte Grabstatten nicht gestort werden. sWird dies
nicht beachtet oder wachsen Pflanzen Uber die Grabstatten hinaus, so ist der Friedhofstrager nach
erfolgloser  schriftlicher ~ Aufforderung mit angemessener  Fristsetzung  berechtigt, die
Ersatzvornahme einzuleiten.

(4) Béume, grolRe Straucher und Hecken dirfen nur mit vorheriger Zustimmung des Friedhofstragers
entfernt werden.

Zum Verbot der Verwendung nicht-kompostierbarer Materialien siehe § 13 Abs. 7 Nds. BestattG

zuriick zum Inhaltsverzeichnis

§37
Ungepflegte Grabstatten, Nichtbeachtung der Gestaltungsvorschriften

(1) 1Wenn Nutzungsberechtigte ihre Grabstatte nicht den Gestaltungsvorschriften entsprechend
herrichten oder nicht ausreichend pflegen, sind sie durch den Friedhofstrager schriftlich
aufzufordern, binnen angemessener Frist die Grabstatte in einen ordnungsgemalen Zustand zu
versetzen. 2Sind Verantwortliche nicht bekannt oder nicht ohne besonderen Aufwand zu ermitteln,
wird durch eine Offentliche Aufforderung auf die Verpflichtung zur Herrichtung und Pflege
hingewiesen. sZusatzlich kann ein Hinweisschild auf der Grabstatte aufgestellt werden.

(2) Soweit Nutzungsberechtigte der Aufforderung nicht nachkommen, kann der Friedhofstrager im
Zuge einer Ersatzvornahme die notwendigen MalRnahmen vornehmen.

zuriick zum Inhaltsverzeichnis

VIIl. Grabmale

§38
Gestaltung der Grabmale

(1) 1Auf den Grabstatten sollen unter Beachtung der Gestaltungsvorschriften Grabmale mit der
Nennung mindestens des Namens der verstorbenen Person, wenn vorhanden und bekannt,
aufgestellt werden. 2Regelungen dieses Gesetzes fiir besondere Grabstattenarten bleiben
unberGhrt. 3Grabmale im Sinne dieses Gesetzes sind Grabsteine, Gedenkzeichen und ahnliche
bauliche Anlagen.

Zur Ubersicht ,Anonyme Bestattungen/Grabanlagen®

(2) 1Ein Grabmal muss der Wirde des Friedhofes entsprechen und sich mit seiner Gestaltung
angemessen und &sthetisch in die nahere Umgebung einfligen. 2Es darf sich nicht gegen den
christlichen Glauben oder die evangelische Kirche richten.

(3) 1Der Oberkirchenrat kann durch Rechtsverordnung festlegen, welche Materialien im Grabmal
Verwendung finden dirfen und welche auszuschlieBen sind. 2Darlber hinaus kann der
Friedhofstrager in der Benutzungssatzung die Verwendung festgelegter Materialien nur flr
bestimmte Teile des Grabmales oder in einem bestimmten Materialverhéltnis vorschreiben.

zuriick zum Inhaltsverzeichnis
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§39
Zustimmungspflicht fiir Grabmale

(1) 1Grabmale dirfen nur mit vorheriger Zustimmung des Friedhofstragers errichtet oder verandert
werden. 2Die Zustimmung ist rechtzeitig vor Aufstellung oder Anderung durch die
Nutzungsberechtigten beim Friedhofstrager zu beantragen. 3Der Oberkirchenrat wird ermachtigt,
durch Rechtsverordnung das Verfahren bis zur Aufstellung des Grabmales zu regeln.

(2) 1Die Zustimmung ist zu versagen, wenn das Grabmal den Bestimmungen dieses Gesetzes und
den Vorschriften des Friedhofstragers nicht entspricht. 2Sie kann unter Berlcksichtigung des
Gesamteindruckes der Umgebung versagt oder mit Auflagen und Bedingungen versehen werden.
3ln Zweifelsfallen kann der Friedhofstrager die Friedhofsberatungsstelle hinzuziehen.

Leitfaden zur Priifung eines Antrages auf Grabmalgenehmigung

(3) 1Provisorische Grabmale sind nicht zustimmungspflichtig. 2Die Verwendung dieser Grabmale darf
langstens bis zu einem Jahr nach der Bestattung erfolgen. 3Die in § 38 Absatz 2 genannten
Grundsétze gelten auch fir provisorische Grabmale.

(4) Die Zustimmung erlischt, wenn das Grabmal oder die sonstige bauliche Anlage nicht binnen eines
Jahres errichtet worden ist.

(5) 1Der Friedhofstrager soll Nutzungsberechtigte schriftich mit angemessener Fristsetzung
auffordern, Grabmale zu entfernen, andern zu lassen oder in Ordnung zu bringen, wenn die
Grabmale nicht den Vorschriften entsprechen. 2Kommen die Nutzungsberechtigten dieser
Aufforderung nicht nach, kann der Friedhofstrager die Ersatzvornahme einleiten.

zuriick zum Inhaltsverzeichnis

§40
Aufstellung und Entfernung von Grabmalen

(1) 1Die Aufstellung von Grabmalen ist vorher beim Friedhofstrager anzumelden. 2Der Friedhofstrager
Uberprift, ob die Ausflihrung mit der Grabmalerlaubnis Ubereinstimmt.

(2) 1Grabmale sind ihrer GroRe entsprechend nach den allgemein anerkannten Regeln des
Handwerks zu fundamentieren und zu befestigen. 2Durch den Friedhofstrager kann die
Fundamentierung vorgegeben werden. 3Die rechtlichen Bestimmungen und Empfehlungen der
Berufsgenossenschaften und Berufsverbande sind zu beachten.

Nach § 7 Abs. 1 der RV Grabmalaufstellung ist zur Erstellung von Grabanlagen die Richtlinie des
Bundesverbandes Deutscher Steinmetze (BIV-Richtlinie) verbindlich vorgegeben

Siehe dazu auch die Ausfilhrungsbestimmunagen zu § 14 (Prifung der Standsicherheit von Grabmalen)

(3) Grabmale dlrfen wahrend der Dauer des Nutzungsrechtes an der Grabstatte nur mit vorheriger
Zustimmung des Friedhofstragers und unter Beachtung von denkmalpflegerischen Belangen
entfernt werden.

zuriick zum Inhaltsverzeichnis

§41
Herstellung und Vertrieb von Grabmalen

1Auf dem Friedhof sollen nur Grabmale aufgestellt werden, die aus fairem Handel stammen und ohne
ausbeuterische Kinderarbeit hergestellt sind. 2Der Friedhofstrager kann hieriiber von Nutzungsberech-
tigten einen Nachweis verlangen. 3Die Anforderungen an die Nachweise sind in der Benutzungssatzung
konkret und verbindlich festzulegen.

zuriick zum Inhaltsverzeichnis
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IX.  Sonstige bauliche Anlagen
§ 42
Sonstige bauliche Anlagen

Bei Errichtung und Betrieb von sonstigen baulichen Anlagen, insbesondere Kapelle, Ruhekammer und
Wirtschaftsgebaude sind die kirchlichen und staatlichen Bestimmungen zu beachten.

zuriick zum Inhaltsverzeichnis

§43
Kapellen

(1) 1In Friedhofskapellen werden, dem Charakter eines kirchlichen Friedhofs entsprechend, Sarge und
Urnen zum Gottesdienst, zur Bestattungsfeier oder zum stillen Gedenken aufgebahrt. 2Die vom
Friedhofstrager gestellte Ausstattung darf nur mit vorheriger Zustimmung des Friedhofstragers
verandert werden.

(2) Die Benutzung kann untersagt werden, wenn zu erwarten ist, dass sich die Art der Nutzung gegen
den christlichen Glauben oder die evangelische Kirche richtet oder der Wirde des Ortes
widerspricht.

(3) Der Friedhofstrager kann die Aufbahrung des Sarges in der Kapelle oder Kirche untersagen, wenn
die verstorbene Person an einer meldepflichtigen Krankheit gelitten hat oder Bedenken wegen des
Zustandes ihres Korpers bestehen.

zuriick zum Inhaltsverzeichnis

§44
Ruhekammern

(1) 1Ruhekammern dienen der Aufnahme von Verstorbenen bis zu ihrer Bestattung. 2Sie dlrfen nur
mit Erlaubnis einer vom Friedhofstrager beauftragten Person betreten werden.

(2) 1In der Regel werden Sarge vor dem Verlassen der Ruhekammer endgliltig geschlossen. 2Auf
Wunsch von Angehdrigen kdnnen sie bis zu diesem Zeitpunkt gedffnet werden, sofern sie nicht vor
der Aufnahme in die Runekammer aus besonderen Griinden endgiltig geschlossen worden sind.

(3) 1Ein Sarg kann aus wichtigem Grund sofort endgliltig geschlossen werden. 2Ist eine weitere
Verwahrung eines solchen Sarges in der Ruhekammer nicht mehr vertretbar, kann dieser nach
Benachrichtigung derjenigen Person, die die Bestattung veranlasst hat, vor dem vereinbarten
Zeitpunkt der Bestattung beigesetzt werden.

(4) 1Sarge, in denen verstorbene Personen mit meldepflichtigen Krankheiten liegen, werden nach
Mdglichkeit in einem besonderen Raum aufgestellt. 2Die Sarge diurfen nur mit schriftlicher
Genehmigung des Gesundheitsamtes gedffnet werden.

zurlick zum Inhaltsverzeichnis

§45
Instandhaltung von Grabkellern, Mausoleen oder vergleichbaren baulichen Anlagen

(1) Die vorhandenen Grabkeller, Mausoleen oder vergleichbaren baulichen Anlagen nebst Zubehor
sind von den Nutzungsberechtigten in einem baulich sicheren, hygienisch einwandfreien und die
Umgebung nicht stérenden Zustand zu erhalten.



(2) 1Nutzungsberechtigte haben auf Verlangen des Friedhofstragers den ordnungsgemaRen baulichen
Zustand von einem der 0. g. Grabgebaude durch einen Sachverstandigen auf eigene Kosten
nachzuweisen. 2Die benannten erforderlichen MaBnahmen sind auf Kosten der
Nutzungsberechtigten durchzuflhren.

(3) Wenn das Nutzungsrecht abgelaufen ist oder von einem der 0. g. Grabgebaude eine ernste
Gefahrdung fur die Sicherheit ausgeht, kann der Friedhofstrager nach Abwagung etwaiger
denkmalspflegerischer Gesichtspunkte von den Nutzungsberechtigten die Beseitigung auf deren
Kosten verlangen.

(4) Wenn Nutzungsberechtigte die nach den Absétzen 2 und 3 erforderlichen MaBnahmen nach
schriftlicher Aufforderung mit angemessener Fristsetzung nicht ergreifen, kann der Friedhofstrager
die Ersatzvornahme einleiten.

zuriick zum Inhaltsverzeichnis

X. Besondere Vorschriften

§ 46
Denkmalgeschiitzte Friedhofe, Grabstatten und Grabmale

(1) 1Kunstlerisch oder geschichtlich wertvolle Friedhofe, Friedhofsteile, Grabstatten, Grabmale und
sonstige bauliche Anlagen oder solche, die als besondere Eigenart des Friedhofes aus friherer
Zeit gelten, unterstehen dem besonderen Schutz des Friedhofstragers. 2Sie werden in einem
Verzeichnis geflihrt und diirfen nur mit vorheriger Zustimmung der zustandigen kirchlichen Stelle
fir den Denkmalschutz verandert werden.

(2) Die Nutzungsberechtigten sind verpflichtet, den Erhalt der in Absatz 1 bezeichneten Anlagen
entsprechend den denkmalschutzrechtlichen Vorschriften sicherzustellen.

Ubersicht {iber die denkmalpflegerischen Aspekte im FhG

zuriick zum Inhaltsverzeichnis

§47
Friedhofsberatungsstelle

Der Oberkirchenrat setzt zur Beratung in Fragen der Friedhofsgestaltung und Friedhofskunst eine
Beratungsstelle ein. Naheres regelt der Oberkirchenrat durch Rechtsverordnung.

zuriick zum Inhaltsverzeichnis

§48
Umwelt- und Naturschutz

(1) 1Der Friedhofstrager hat im Rahmen des Friedhofszwecks bei Anlage, Gestaltung, Nutzung und
Bewirtschaftung des Friedhofes den Belangen des Umwelt- und Naturschutzes Rechnung zu
tragen. 2Die Ziele und Erfordernisse von Abfallvermeidung und Abfallverwertung sind zu beachten.

(2) Die Friedhofstrager haben darauf hinzuwirken, dass auf die Verwendung von Kunststoffen
verzichtet wird.

(3) Zur Wahrung der Standsicherheit von Baumen kann das Nutzungsrecht an Grabstatten
eingeschrankt oder aufgehoben werden.

Siehe dazu auch die Regelung im Nds. BestattG (§ 13 Abs. 7)

zurlick zum Inhaltsverzeichnis
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§49
Datenschutz

(1) Der Friedhofstrager kann im Zusammenhang mit der Tatigkeit der Friedhofsverwaltung die hierfur
erforderlichen personenbezogenen Daten erheben, verarbeiten und nutzen.

(2) Die Ubermittlung personenbezogener Daten an andere Stellen ist nur zulassig, wenn und soweit
a) es zur Erfullung des Friedhofszweckes erforderlich ist oder
b) Datenempfanger ein berechtigtes Interesse an der Kenntnis der Daten glaubhaft darlegen
und nicht ein schutzwirdiges Interesse der betroffenen Person entgegensteht.

(3) Im Ubrigen gelten das Datenschutzgesetz der Evangelischen Kirche in Deutschland und die hierzu
fir den Bereich der Evangelisch-Lutherischen Kirche in Oldenburg erlassenen Bestimmungen.

zuriick zum Inhaltsverzeichnis

§50
Ersatzvornahme

(1) Wird eine Verpflichtung nach diesem Gesetz zur Vornahme einer Handlung auch nach
Aufforderung nicht erfilllt, so kann der Friedhofstrager auf Kosten der betroffenen Person die
Handlung selbst ausflihren oder eine andere Person mit der Ausflihrung beauftragen
(Ersatzvornahme).

Ubersicht zur Systematik bei der Durchfiihrung von Ersatzvornahmen

(2) 1Eine Ersatzvornahme ist der betroffenen Person zunachst schriftlich anzudrohen. 2Mit der
Androhung ist zunachst eine angemessene Frist zur Nachbesserung einzurdumen und mit dem
Hinweis zu verbinden, dass eine mdgliche Ersatzvornahme auf Kosten von Nutzungsberechtigten
erfolgen wird. 3Die voraussichtlich zu erwartenden Kosten sind mitzuteilen.

(3) 1Bei einer gegenwartigen Gefahr ist der Friedhofstrager berechtigt, die notwendigen Malnahmen
ohne Fristsetzung und Hinweis auf die Kosten unverzlglich vorzunehmen. 2Die Pflicht zur
Kostenlbernahme durch die Nutzungsberechtigten bleibt hiervon unberthrt.

(4) 1Bei der Auswahl einer MaBnahme zur Ersatzvornahme ist der Grundsatz der VerhaltnismaRigkeit
zu wahren. 2Bei einer fehlenden Standsicherheit von Grabmalen ist das Umlegen des Grabmales
eine geeignete MalRnahme. 3Der Friedhofstrager ist verpflichtet, entfernte Gegenstande drei
Monate aufzubewahren.

(5) Werden die Kosten der Ersatzvornahme nicht fristgerecht gezahlt, so kdnnen sie im
Verwaltungszwangsverfahren beigetrieben werden.

zuriick zum Inhaltsverzeichnis

) §51
Offentliche Aufforderung

(1) 1Eine offentliche Aufforderung erfolgt, wenn Nutzungsberechtigte trotz  sorgfaltiger
Nachforschungen nicht ermittelt werden kdénnen. 2Mit der 6ffentlichen Aufforderung werden die
Nutzungsberechtigten mit Hinweis auf die Rechtsfolgen aufgefordert, innerhalb von drei Monaten
ihre Rechte geltend zu machen oder ihre Pflichten innerhalb eines zu bestimmenden Zeitraumes
wahrzunehmen. 3Das Verfahren zur Nachforschung ist schriftlich festzuhalten.

(2) Die offentliche Aufforderung ist insbesondere zulassig
a) bei Anfertigung neuer oder Anderung bestehender Grabregister,
b) bei SchlieBung, Teilschliefung oder Abgabe eines Friedhofes,
c) beiVemachlassigung von Pflichten, die sich aus dem Nutzungsverhaltnis ergeben,
d) zur Anmeldung der Ubertragung eines Nutzungsrechtes.


file://///RZ-FS-001/Kirche%20Oldenburg/Friedhof/01%20Allgemeine%20Informationen/Themenbezogene%20Übersichten/FhG%20-%20Systematik%20Ersatzvornahme.pdf
file://///RZ-FS-001/Kirche%20Oldenburg/Friedhof/01%20Allgemeine%20Informationen/Themenbezogene%20Übersichten/FhG%20-%20Systematik%20Ersatzvornahme.pdf

(3) Die offentliche Aufforderung erfolgt durch Anschlag an der Bekanntmachungstafel des
Friedhofstragers fiir die Dauer von einem Monat oder durch Veréffentlichung in elektronischen
Medien.

Ubersicht zur Durchfiihrung einer offentlichen Aufforderung

zuriick zum Inhaltsverzeichnis

§52
Rechtsmittel

(1) Gegen Verwaltungsakte des Friedhofstragers ist ein Rechtsbehelf gemaR den Artikeln 135 und 136
Kirchenordnung zulassig.

(2) 1Wird einem Rechtsbehelf nicht abgeholfen, kann Klage vor dem staatlichen Verwaltungsgericht
erhoben werden. 2Sie muss gegen den Friedhofstrager gerichtet sein.

(3) Ergénzend gelten die Bestimmungen des Verwaltungsverfahrens- und —zustellungsgesetzes der
Evangelischen Kirche in Deutschland (VVZG-EKD) und der Verwaltungsgerichtsordnung (VwGO)
in der jeweils geltenden Fassung.

zuriick zum Inhaltsverzeichnis

XI. Schlussbestimmungen

§53
Ausflihrungsbestimmungen

(1) Der Oberkirchenrat kann erganzende Ausflihrungsbestimmungen erlassen.

(2) 1Der Oberkirchenrat stellt den Friedhofstragern Mustersatzungen zur Verflgung. 2Die bisher
bestehenden Friedhofssatzungen gelten weiter, soweit sie den Regelungen dieses Gesetzes nicht
widersprechen.

zuriick zum Inhaltsverzeichnis

§ 54
Inkrafttreten

Dieses Friedhofsgesetz tritt am 1. Januar 2018 in Kraft.

§55
AuBerkrafttreten

Mit Inkrafttreten des Friedhofsgesetzes treten folgende Gesetze und Anordnungen aulRer Kraft:

Gesetz betreffend die Benutzung der Kirchenstilhle und Grabstellen vom 16. Dezember 1864 in der
Neufassung vom 7. Februar 1913 (GVBI VII. Bd., S. 296) zuletzt geandert am 15. Februar 1928 (GVBI
X.Bd., S. 244),

Erlass des Oberkirchenrates an samtliche Kirchenrate wegen Benutzung der Grabstellen vom 22. Marz
1892 (GVBI. V. Bd., S. 185),

Gesetz betreffend die Benutzung der Grabstellen vom 20. Juni 1928 (GVBI. X. Bd., S. 283),
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Anordnung zur Ausfuhrung des Gesetzes betreffend die Benutzung von Kirchenstihlen und Grabstellen
vom 7. Februar 1913 und des Gesetzes betreffend die Ausfihrung von Denkmalsarbeiten auf den
kirchlichen Friedhdfen vom 23. Februar 1934 (GVBI. XI. Bd., S. 221) vom 31. Juli 1950,

Gesetz betreffend die Ausfiuhrung von Denkmalsarbeiten auf den kirchlichen Friedhofen vom 23.
Februar 1934 (GVBI. XI. Bd., S. 221),

Gesetz betreffend die berufsmaRige Ausflhrung gartnerischer Arbeiten auf kirchlichen Friedh6fen vom
4. November 1935 (GVBI. XI. Bd., S. 312).

Oldenburg, 10. Juni 2017 Der Oberkirchenrat
Ev.-Luth. Kirche in Oldenburg

Jan Janssen
Bischof



